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EUROPÄISCHE KOMMISSION

Brüssel, den 7.3.2019

2018/4185
C(2019) 1153 final

Sehr geehrte Frau Bundesministerin, 

die Kommission hat Beschwerden über den nationalen Regulierungsrahmen mehrerer 
Mitgliedstaaten - auch Österreichs - für die Nutzung der Wasserkraft erhalten. Diese 
Beschwerden betreffen die Erteilung und die Verlängerung von Genehmigungen für den 
Bau und den Betrieb von Wasserkraftanlagen sowie die Geltungsdauer dieser 
Genehmigungen.

1. Sachverhalt

Am 12. Juli 2018 übermittelten die Dienststellen der Kommission den österreichischen 
Behörden ein Verwaltungsschreiben, in dem sie um Informationen zum 
Wasserkraftsektor und zu den einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften, zur 
Unterscheidung zwischen Genehmigungen und Aufträgen/Konzessionen, zu bestehenden 
Genehmigungen und zu den Verfahren für die Erteilung neuer Genehmigungen und für 
die Verlängerung bestehender Genehmigungen sowie zur Geltungsdauer der 
Genehmigungen baten.

Am 8. November 2018 beantworteten die österreichischen Behörden dieses 
Verwaltungsschreiben. Sie erklärten, dass der Rcchtsrahmen für die Wasserkraft in 
Österreich auf Genehmigungen für den Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen nach 
dem österreichischen Wasserrechtsgesetz (WRG) und den Naturschutzbestimmungen der 
Bundesländer beruht. Für den Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen zur 
Stromerzeugung ist zuweilen eine Genehmigung nach dem österreichischem 
Elektrizitätswirtschafts- und -Organisationsgesetz (El WOG) und den 
Ausführungsgesetzen der Bundesländer erforderlich. Nach Angaben der österreichischen 
Behörden wird das Genehmigungsverfahren in Gang gesetzt, wenn ein 
Dienstleistungserbringer eine Genehmigung beantragt. Die Genehmigung ist dem 
Antragsteller zu erteilen, wenn weder öffentliche Interessen noch fremde Rechte
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entgegenstehen. Ferner kann der bisherige Betreiber auch die Verlängerung einer 
bestehenden Genehmigung beantragen, und er hat das Recht, eine solche Verlängerung 
gewährt zu bekommen, sofern dem kein öffentliches Interesse entgegensteht und das 
Projekt gegebenenfalls aktualisiert wird, um etwaigen technologischen Entwicklungen 
Rechnung zu tragen. Die österreichischen Behörden gaben außerdem an, dass die 
Genehmigungsdauer in diesem Sektor 20 bis 50 Jahre beträgt.

Im Jahr 2017 speisten in Österreich über 3000 Wasserkraftanlagen Strom in das 
öffentliche Netz. Hinzu kamen rund 2500 Kleinstanlagen, die Strom fur die 
Selbstversorgung erzeugten. 84 % des in Österreich aus Wasserkraft erzeugten Stroms 
entstammten den 104 größten Wasserkraftanlagen mit einer Leistung von mehr als 
20 MW.

Am 28. Mai 2018 verabschiedete die österreichische Regierung ihre Mission 2030, die 
darauf abzielt, dass bis zum Jahr 2030 100 % des in Österreich verbrauchten Stroms aus 
erneuerbaren Energiequellen stammen. Um dieses Ziel zu erreichen, müsste der 
österreichische Wasserkraftsektor seine Kapazität bis 2030 um etwa 25 % erhöhen. 
Gemäß dem Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan (NGP2015) muss die 
Vergrößerung der Wasserkraftkapazitäten zu einem erheblichen Teil auf der Optimierung 
(dem Ausbau) bestehender Wasserkraftanlagen beruhen, was vor allem auf 
Umwelterwägungen zurückzufuhren ist1.

2. Rechtlicher Hintergrund

Nationaler Rechtsrahmen

Erteilung neuer Genehmigungen

In Österreich sind gemäß dem WRG für die Genehmigung von Anträgen auf den Bau 
und den Betrieb von Wasserkraftanlagen für die Stromerzeugung die 
Wasserrechtsbehörden zuständig. Genehmigungen für kleine Anlagen (unter 1 MW) 
werden auf regionaler Ebene vergeben, Genehmigungen für größere Anlagen auf 
Bundesebene.

Im elften Abschnitt des WRG (§§ 98-128) ist ein Verfahren festgelegt, das vor der 
Erteilung der Genehmigung zu befolgen ist. Auf Antrag eines interessierten Betreibers 
kann eine mündliche Verhandlung gemäß § 107 WRG unter Beteiligung interessierter 
Parteien (betroffene Gemeinden, Nachbarn, Grundstückseigentümer, Inhaber anderer 
Rechte und unter Umständen Umweltorganisationen) nach § 102 WRG durchgeführt 
werden. Diese interessierten Parteien werden zu einer mündlichen Verhandlung 
eingeladen und verfügen über das Recht auf Zugang zu Dokumenten, Beteiligungsrechte 
und das Recht auf Einleitung von Überprüfimgsverfahren. Die Genehmigung ist dem 
Antragsteller zu erteilen, wenn weder öffentliche Interessen noch fremde Rechte 
entgegenstehen.

Nach § 17 WRG entscheiden bei widerstreitenden Bewerbungen um Wasserbenutzungen 
(wobei der Zweck nicht identisch sein muss) die Behörden, welchem Antrag der Vorzug 

1 NGP 2015, S. 98.
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gebührt. Hierbei ist der Antrag vorzuziehen, der dem öffentlichen Interesse am besten 
entspricht. Das Verfahren verläuft dann ohne Auswahl, da nur ein Antragsteller übrig 
bleibt. Der andere Antragsteller (dessen Antrag nicht den Vorzug erhielt) kann an dem 
Verfahren hinsichtlich der konkurrierenden Anträge als interessierte Partei gemäß § 102 
WRG teilnehmen.

§ 16 WRG regelt den Widerstreit zwischen bestehenden Wasserrechten und geplanten 
Wasserbenutzungen. In solchen Fällen haben bestehende Rechte immer Vorrang, und 
neue Rechte können nur gewährt werden, wenn sie die bestehenden nicht gefährden.

Verlängerung bestehender Genehmigungen

Nach §21 Absatz 3 WRG können vom Betreiber der genehmigten Wasserkraftanlage 
Ansuchen um Wiederverleihung eines bereits ausgeübten Wasserbenutzungsrechtes 
frühestens fünf Jahre, spätestens sechs Monate vor Ablauf der Bewilligungsdauer gestellt 
werden. Auch wenn Genehmigungen nicht automatisch verlängert werden, hat der 
bisherige Betreiber das Recht, die Verlängerung auf Antrag zu erwirken, sofem ihr keine 
öffentlichen Interessen (wie Sicherheits- oder Umwelterwägungen) entgegenstehen. Das 
entsprechende Verfahren ähnelt dem Verfahren für die Erteilung neuer Genehmigungen 
für den Betrieb von Wasserkraftanlagen (siehe oben). Es steht jedoch anderen 
interessierten Betreibern, die eine Genehmigung für den Betrieb der Wasserkraftanlage, 
für die die Genehmigung des bisherigen Betreibers abgelaufen ist, erhalten wollen, in 
keiner Weise offen. Nur der bisherige Betreiber kann bei Ablauf der vorherigen 
Genehmigung die fortgesetzte Nutzung derselben Wasserkraftanlage beantragen. Der 
Betrieb der Anlage ist somit für alle anderen interessierten Dienstleistungserbringer 
außer dem bisherigen Betreiber dauerhaft ausgeschlossen.

Geltungsdauer von Genehmigungen

Nach § 21 Absatz 1 WRG beträgt die maximale Bewilligungsdauer für den Betrieb einer 
Wasserkraftanlage 90 Jahre. Genehmigungen werden im Durchschnitt für einen Zeitraum 
zwischen 20 und 50 Jahren erteilt, je nach Größe der Wasserkraftanlage.

Einschlägige Bestimmungen des EU-Rechts

Nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2006/123/EG („Dienstleistungsrichtlinie“) ist eine 
Dienstleistung Jede von Artikel 50 des Vertrags erfasste selbstständige Tätigkeit, die in 
der Regel gegen Entgelt erbracht wird1.

Nach Artikel 4 Absatz 6 der Dienstleistungsrichtlinie ist eine Genehmigungsregelung 
Jedes Verfahren, das einen Dienstleistungserbringer oder -empfanger verpflichtet, bei 
einer zuständigen Behörde eine förmliche oder stillschweigende Entscheidung über die 
Aufnahme oder Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit zu erwirken“.

Nach Artikel 9 der Dienstleistungsrichtlinie gilt: „Die Mitgliedstaaten dürfen die 
Aufnahme und die Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit nur dann 
Genehmigungsregelungen unterwerfen, wenn folgende Voraussetzungen erjullt sind: die 
Genehmigungsregelungen sind flir den betreffenden Dienstleistungserbringer nicht 
diskriminierend; die Genehmigungsregelungen sind durch zwingende Gründe des 
Allgemeininteresses gerechtfertigt; das angestrebte Ziel kann nicht durch ein milderes 
Mittel eireicht werden [...].“
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Nach Artikel 10 der Dienstleistungsrichtlinie müssen „die Genehmigungsregelungen [...] 
auf Kriterien beruhen, die nichtdiskriminierend [sind]; durch einen zwingenden Grund 
des Allgemeininteresses gerechtfertigt [sind]; in Bezug auf diesen Grund des 
Allgemeininteresses verhältnismäßig [sind]; klar und unzweideutig [sind]; objektiv 
[sind]; im Voraus bekannt gemacht [worden sind]; transparent und zugänglich [sind].“

Artikel 12 der Dienstleistungsrichtlinie lautet wie folgt:

Auswahl zwischen mehreren Bewerbern

1. Ist die Zahl der für eine bestimmte Dienstleistungstätigkeit verfügbaren 
Genehmigungen aufgrund der Knappheit der natürlichen Ressourcen oder der 
verfügbaren technischen Kapazitäten begrenzt, so wenden die Mitgliedstaaten ein 
neutrales und transparentes Verfahren zur Auswahl der Bewerber an und machen 
insbesondere die Eröffnung, den Ablauf und den Aus gang des Verfahrens angemessen 
bekannt.

2. In den in Absatz 1 genannten Fällen wird die Genehmigung für einen angemessen 
befristeten Zeitraum gewährt und darf weder automatisch verlängert werden noch dem 
Dienstleistungserbringer, dessen Genehmigung gerade abgelaufen ist, oder Personen, 
die in besonderer Beziehung zu diesem Dienstleistungserbringer stehen, irgendeine 
andere Begünstigung gewähren.

3. Vorbehaltlich des Absatzes 1 und der Artikel 9 und 10 können die Mitgliedstaaten bei 
der Festlegung der Regeln für das Auswahlverfahren unter Beachtung des 
Gemeinschaftsrechts Überlegungen im Hinblick auf die öffentliche Gesundheit, 
sozialpolitische Ziele, die Gesundheit und Sicherheit von Arbeitnehmern oder 
Selbstständigen, den Schutz der Umwelt, die Erhaltung des kulturellen Erbes sowie jeden 
anderen zwingenden Grund des Allgemeininteresses berücksichtigen.

Artikel 49 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) lautet 
wie folgt:

Die Beschränkungen der freien Niederlassung von Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats sind nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen verboten. Das Gleiche gilt für Beschränkungen der Gründung 
von Agenturen, Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaften durch Angehörige 
eines Mitgliedstaats, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ansässig sind.

Vorbehaltlich des Kapitels über den Kapitalverkehr umfasst die Niederlassungsfreiheit 
die Aufnahme und Ausübung selbstständiger Erwerbstätigkeiten sowie die Gründung und 
Leitung von Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften im Sinne des Artikels 54 
Absatz 2, nach den Bestimmungen des Aufnahmestaats für seine eigenen Angehörigen.

In Artikel 57 AEUV (ex-Artikel 50 AEUV) heißt es:

Dienstleistungen im Sinne der Verträge sind Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt 
erbracht werden, soweit sie nicht den Vorschriften über den freien Waren- und 
Kapitalverkehr und über die Freizügigkeit der Personen unterliegen.

Als Dienstleistungen gelten insbesondere:

a) gewerbliche Tätigkeiten,
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b) kaufmännische Tätigkeiten, 

c) handwerkliche Tätigkeiten, 

d) freiberufliche Tätigkeiten.

3. Beurteilung

Der Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen zur Stromerzeugung stellt in der Regel eine 
gegen Entgelt erbrachte Leistung im Sinne der Dienstleistungsrichtlinie 2006/123/EG 
und des AEUV dar. Beide Dienstleistungen sind in der Verordnung 213/2008/EG über 
das Gemeinsame Vokabular für öffentliche Aufträge (CPV) unter den Codes 
CPV 45251120-8 (Bau von Wasserkraftwerken) und CPV 65410000 (Betrieb eines 
Elektrizitätswerks) aufgeführt.

Dienstleistungsrichtlinie

In der Dienstleistungsrichtlinie werden Genehmigungen in Kapitel III Abschnitt 1 
behandelt. In Artikel 4 Absatz 6 der Dienstleistungsrichtlinie findet sich eine weit 
gefasste Definition von Genehmigungsregelungen. Nach § 9 WRG müssen die Betreiber 
eine Bewilligung der zuständigen Wasserrechtsbehörde entweder auf Landes- oder auf 
Bundesebene einholen, um eine Wasserkraftanlage bauen oder betreiben zu können. Die 
Bewilligung nach dem österreichischen WRG und dem österreichischem 
Elektrizitätswirtschafts- und -Organisationsgesetz sowie ihren Landes- 
Durchführungsgesetzen gilt somit als Genehmigung im Sinne der 
Dienstleistungsrichtlinie.

Die Kommission macht nicht geltend, dass die österreichischen Genehmigungsverfahren 
für den Bau und den Betrieb von Wasserkraftanlagen gegen die Artikel 9 und 10 der 
Dienstleistungsrichtlinie verstoßen. Ihr liegen keine Informationen vor, die nach 
aktuellem Stand Zweifel an der Vereinbarkeit der österreichischen 
Genehmigungsregelung mit diesen Bestimmungen der Dienstleistungsrichtlinie 
begründen würden.

In Kapitel III Abschnitt 1 der Dienstleistungsrichtlinie hat Artikel 12 Genehmigungen für 
Tätigkeiten zum Gegenstand, die durch die Knappheit an verfügbaren natürlichen 
Ressourcen oder technischen Kapazitäten gekennzeichnet sind. Uber die allgemeinen 
Möglichkeiten für Genehmigungen gemäß Artikel 9 und 10 der Dienstleistungsrichtlinie 
hinaus erstreckt sich diese Bestimmung auf Tätigkeiten, für die die Zahl der verfügbaren 
Genehmigungen aufgrund der oben genannten Knappheit begrenzt ist.

Für Genehmigungen für den Bau und den Betrieb von Wasserkraftanlagen gilt Artikel 12 
der Dienstleistungsrichtlinie. Solche Anlagen können nicht im Übermaß an einem 
einzigen Gewässer gebaut (und anschließend betrieben) werden, da es bestimmte 
Bedingungen für ihren Betrieb gibt und da durch die Umweltauswirkungen solcher 
Anlagen die Möglichkeit des Betriebs ähnlicher Anlagen in der Nähe bestehender 
Anlagen begrenzt wird. Staudämme haben ein großes Einzugsgebiet mit erheblichen 
Umweltauswirkungen, in dem keine anderen Wasserkraftanlagen betrieben werden 
können. Wasserkraftwerke beeinflussen Gewässer, indem sie den Wasserstand und die 
Wasserströmung (einschließlich der Geschwindigkeit) verändern und sich auf die Fauna 
und Flora von Flüssen auswirken, wodurch die Möglichkeit des Betriebs zusätzlicher 
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Wasserkraftanlagen an ein und demselben Gewässer auch außerhalb ihres Einzugsgebiets 
eingeschränkt wird.

Somit ist aufgrund der Knappheit der natürlichen Ressourcen und der technischen 
Voraussetzungen für die Stromerzeugung aus Wasserkraft die Anzahl verfügbarer 
Genehmigungen für den Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen zur Stromerzeugung 
begrenzt. Eine Genehmigungsregelung für Wasserkraftanlagen muss daher mit Artikel 12 
der Dienstleistungsrichtlinie vereinbar sein.

Kapitel III der Dienstleistungsrichtlinie, zu der Artikel 12 gehört, gilt für sogenannte 
„innerstaatliche Sachverhalte“.2 Daher ist im vorliegenden Fall kein 
grenzüberschreitender Aspekt erforderlich, um die Feststellung zu untermauern, dass ein 
Verstoß gegen diese Bestimmung vorliegt.

Sind nach Artikel 12 die Bedingungen für seine Anwendung erfüllt, ist ein neutrales und 
transparentes Verfahren zur Auswahl der Bewerber vorgeschrieben, bei dem 
insbesondere die Eröffnung, der Ablauf und der Ausgang des Verfahrens angemessen 
bekannt gemacht werden müssen. Ferner dürfen Genehmigungen, die unter diese 
Bestimmung fallen, weder automatisch verlängert werden, noch dürfen sie dem 
Dienstleistungserbringer, dessen Genehmigung abgelaufen ist, irgendeine andere 
Begünstigung gewähren. Die Grundsätze der Neutralität, Transparenz und angemessenen 
Bekanntgabe gelten gleichermaßen für die Verlängerung bestehender Genehmigungen. 
Darüber hinaus müssen Genehmigungen nach Artikel 12 der Dienstleistungsrichtlinie für 
einen angemessen befristeten Zeitraum gewährt werden.

Erteilung neuer Genehmigungen

Anhand des im WRG festgelegten Verfahrens wird bestimmt, ob ein bestimmtes Projekt 
die Anforderungen an eine Bewilligung nach dem WRG erfüllt. Andere Betreiber, die 
möglicherweise an der Erbringung der Dienstleistung interessiert sind und ebenfalls 
einen Antrag gestellt haben, können lediglich in das Verfahren nach § 17 WRG 
einbezogen werden, indem sie ohne die Rechte einer Partei zur mündlichen Verhandlung 
des Wettbewerbers eingeladen werden. Der einzige Betreiber, der die Genehmigung 
erhalten kann, ist der Antragsteller. Aufgrund unzureichender Bekanntgabe werden 
andere potenzielle Betreiber nicht über die Möglichkeit der Erbringung einer 
Dienstleistung informiert. Ein solcher Mangel an Transparenz wäre nicht problematisch, 
wenn die Anzahl verfügbarer Genehmigungen nicht begrenzt wäre, wie dies im Bereich 
Wasserkraft der Fall ist.

Da im WRG keine Auswahlverfahren für die Erteilung neuer Genehmigungen für den 
Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen vorgesehen sind, die Neutralität und 
Transparenz gewährleisten, verstößt es gegen Artikel 12 Absatz 1 der 
Dienstleistungsrichtlinie.

Verlängerung bestehender Genehmigungen

2 Urteil des Gerichtshofs vom 30. Jänner 2018, Visser, C-360/15 und C-31/16, EU:C:2018:44, 
Randnummer 108.
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Verlängerungen gemäß § 21 Absatz 3 WRG verschaffen dem Dienstleistungserbringer, 
der seine Genehmigung verlängern lassen möchte, unabhängig von der Existenz anderer 
interessierter Betreiber einen Vorteil: Selbst wenn letztere über das bevorstehende 
Auslaufen einer Genehmigung informiert sind, können sie nicht an dem Verfahren für 
die Verlängerung der Genehmigung teilnehmen, das nur dem etablierten 
Dienstleistungserbringer offensteht. Das WRG gewährleistet daher keine 
Chancengleichheit zwischen den Wirtschaftsteilnehmem und erschwert den Markteintritt 
neuer Betreiber; dadurch verstößt es gegen die Anforderungen des Artikels 12 Absatz 2 
der Dienstleistungsrichtlinie.

Ausgehend von der vorstehenden Analyse verstößt der österreichische Rechtsrahmen für 
den Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen gegen Artikel 12 der 
Dienstleistungsrichtlinie, da er nicht für die Durchführung transparenter und neutraler 
Auswahlverfahren sorgt.

Artikel 49 AEUV

Die Artikel 9 bis 13 der Dienstleistungsrichtlinie enthalten umfassende Bestimmungen 
über Genehmigungen für die in ihren Geltungsbereich fallenden Dienstleistungen. Doch 
selbst wenn Artikel 12 der Dienstleistungsrichtlinie nicht anwendbar sein sollte, verstößt 
der österreichische Rechtsrahmen gegen die im Vertrag verankerte 
Niederlassungsfreiheit.

Bei der Erteilung von Genehmigungen nach dem österreichischen Rechtsrahmen für den 
Bau und den Betrieb einer Wasserkraftanlage müssen sich die Behörden an die 
grundlegenden Vorschriften des AEUV und insbesondere an den Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung halten, wenn ein eindeutiges grenzüberschreitendes Interesse daran 
besteht, eine solche Genehmigung zu erhalten.3

Das Vorliegen eines eindeutigen grenzüberschreitenden Interesses ist auf der Grundlage 
aller relevanten Faktoren - wie z. B. des finanziellen Wertes des Auftrags, des Ortes, an 
dem er ausgeführt werden soll, oder seiner technischen Merkmale - und unter 
Berücksichtigung der besonderen Merkmale des betreffenden Auftrags zu beurteilen.4 
Ein grenzüberschreitendes Interesse, insbesondere an größeren Anlagen für die 
Stromerzeugung aus Wasserkraft, lässt sich aus der Tatsache ableiten, dass solche 
Anlagen häufig von Dienstleistungserbringem betrieben werden, die in mehreren 
Mitgliedstaaten tätig sind, und dass die wirtschaftlichen Interessen im Sektor Wasserkraft 
erheblich sind. Daher ist es wahrscheinlich, dass der Betrieb solcher Anlagen für 
Betreiber aus anderen Mitgliedstaaten, die ähnliche Anlagen außerhalb Österreichs 
betreiben, wirtschaftlich attraktiv wäre.

Für die Annahme des Vorliegens eines grenzüberschreitenden Interesses ist es nicht 
erforderlich, dass ein Wirtschaftsteilnehmer aus einem anderen Mitgliedstaat tatsächlich 
sein Interesse bekundet hat.5 Der Kommission sind jedoch Fälle bekannt, in denen im 
Zusammenhang mit dem Betrieb bestehender Wasserkraftanlagen in Österreich nach

3 Urteil des Gerichtshofs vom 14. Juli 2016, Promoimpresa, C-458/14 und C-67/I5, EU:C:2016:558, 
Randnummem 64-65.

4 Urteil des Gerichtshofs vom 17. Juli 2008 ASM Brescia, C-347/06, EU:C:2008:416, Randnummer 62 und 
die dort zitierte Rechtsprechung.

5 Urteil des Gerichtshofs vom 14. November 2013, Belgacom, C-221/12, EU:C:2013:736, 
Randnummer 31.
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Ablauf der geltenden Genehmigungen ein grenzübergreifendes Interesse angemeldet 
wurde. Es kann also nicht angenommen werden, dass die Auswirkungen auf die 
Niederlassungsfreiheit zu zufällig oder mittelbar wären, als dass auf einen möglichen 
Verstoß gegen die grundlegenden Vorschriften des AEUV geschlossen werden könnte.6

Auf der Grundlage der vorstehenden Ausführungen kommt die Kommission zu dem 
Schluss, dass die Erteilung von Erlaubnissen im Rahmen des österreichischen WRG eine 
Beschränkung des Niederlassungsrechts darstellt.

Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit können durch zwingende Gründe des 
Allgemeininteresses, wie z. B. Umwelterwägungen, Erwägungen im Zusammenhang mit 
der Versorgungssicherheit sowie Rechtssicherheit und Vertrauensschutz, gerechtfertigt 
sein.7 Der Kommission sind keine objektiven Umstände bekannt, die die Beschränkung 
rechtfertigen könnten, die sich daraus ergibt, dass keine Auswahlverfahren für die 
Erteilung von Genehmigungen für den Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen zur 
Stromerzeugung durchgeführt werden. Die gänzlich intransparente Erteilung von 
Genehmigungen, einschließlich Genehmigungen für die Nutzung öffentlicher 
Ressourcen, stellt eine unterschiedliche Behandlung zum Nachteil von Unternehmen dar, 
die ebenfalls an solchen Genehmigungen interessiert sein könnten und in anderen 
Mitgliedstaaten ansässig sind. Dasselbe gilt für Verlängerungen von Genehmigungen, die 
ohne transparente Verfahren erteilt werden. Eine solche unterschiedliche Behandlung ist 
grundsätzlich durch Artikel 49 AEUV untersagt. Da es nach dem österreichischen 
Rechtsrahmen zu keinerlei Aufruf zum Wettbewerb zu kommen scheint, werden weder 
die Anforderungen des Artikels 49 AEUV noch die Grundsätze der Gleichbehandlung, 
Nichtdiskriminierung und der Transparenz eingehalten.8

Selbst wenn ein zwingender Grund des Allgemeininteresses festgestellt werden könnte, 
der geeignet wäre, das Fehlen transparenter und neutraler Auswahlverfahren zu 
rechtfertigen (was nicht der Fall zu sein scheint), so müsste die Maßnahme dennoch 
gemäß dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geeignet und erforderlich sein. Dies wäre 
nur dann der Fall, wenn das fragliche Ziel lediglich durch die Anwendung des im 
österreichischen Recht vorgesehenen Genehmigungsverfahrens erreicht werden könnte. 
Hierfür gibt es jedoch keine Belege.

Dadurch, dass er die Erteilung von Genehmigungen, Aufträgen oder Konzessionen für 
den Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen erlaubt, ohne die Durchführung eines 
transparenten, nichtdiskriminierenden und neutralen Verfahrens vorzuschreiben, verstößt 
der österreichische Rechtsrahmen gegen Artikel 49 AEUV.

6 Urteil des Gerichtshofs vom 21. Juli 2005, Coname, C-231/03, EU:C:2005:487, Randnummer 20.
7 Promoimpresa, Randnummer 71.
8 Urteil des Gerichtshofs vom 13. Oktober 2005, Parking Brixen, C-458/03, EU:C:2005:605, 

Randnummer 49, siehe auch das Urteil des Gerichtshofs vom 31. Jänner 2008, Centro Europa 7, C- 
380/05, EU:C:2008:59, Randnummer 115.
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4. Schlussfolgerung

Die Europäische Kommission ist daher der Auffassung, dass Österreich

gegen seine Verpflichtungen nach Artikel 12 der Richtlinie 2006/123/EG und in jedem 
Fall gegen seine Verpflichtungen nach Artikel 49 AEUV verstoßen hat, weil im Rahmen 
des österreichischen Wasserrechtsgesetzes keine uneingeschränkt neutralen und 
transparenten Auswahlverfahren für die Erteilung und Erneuerung von Genehmigungen 
für den Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen bestehen.

Die Kommission fordert Ihre Regierung auf, sich gemäß Artikel 258 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union binnen zwei Monaten nach Eingang dieses 
Schreibens hierzu zu äußern.

Die Kommission behält sich das Recht vor, nach Eingang der Äußerungen oder im Falle, 
dass innerhalb der gesetzten Frist keine Äußerungen eingehen, gegebenenfalls eine mit 
Gründen versehene Stellungnahme im Sinne von Artikel 258 abzugeben.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Für die Kommission
Elżbieta BIEŃKOWSKA. 
Mitglied der Kommission

BEGLAUBIGTE AUSFERTIGUNG
Für den Generalsekretär

EUROPÄISCHE KOMMISSION
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